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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Ent^vurf eines Gesetzes 
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Der Buiidesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 128. Sitzung 
am 1. Oktober 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdnidcerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Strafbarkeit des Schwarzarbeiters • 

(1) Wer aus Gewinnsucht Dienst- oder 
Werkleistungen für andere in erheblichem 
Umfange erbringt, obwohl er 

1. vorsätzlich der Verpflichtung zur An- 
zeige von der Aufnahme entlohnter oder 
selbständiger Arbeit (§ 176 Abs. 1 Nr. 2 
und 5 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung) nicht 
nachgekommen Ist oder 

2. vorsätzlich der Verpflichtung zur An- 
zeige vom Beginn des selbständigen Be- 
triebes eines stehenden Gewerbes (§ 14 
der Gewerbeordnung) nicht nachgekom- 
men ist oder vorsätzlidi den erforderlichen 
Wandergewerbeschein (§ 55 der Gewerbe- 
ordnung) nicht erworben hat oder 

3. weiß, daß er ein Handwerk als stehendes 
Gewerbe selbständig betreibt, ohne in der 
Handwerksrolle eingetragen zu sein (§ 1 
der Handwerksordnung) 

wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft, sofern die Tat nicht nach anderen 
Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht 
ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Dienst- oder 
Werkleistungen, die auf Gefälligkeit oder 
Nachbarschaftshilfe beruhen. 


§ 2 

Strafbarkeit des Auftraggebers 

(1) Wer aus Gewinnsucht mit der Aus- 
führung von Dienst- oder Werkleistungen 
erheblichen Umfanges eine oder mehrere 
Personen beauftragt, obwohl er weiß, daß 
diese Leistungen unter Verstoß gegen die In 
den Nummern 1, 2 oder 3 des § 1 Abs. 1 ge- 
nannten Vorschriften erbracht werden, wird 
mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft, sofern die Tat* nicht nach anderen 
Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unter Ver- 
stoß gegen die Anmeldepflidit nach den 
§§ 317, 521 Abs. 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung aus Gewinnsucht Dienst- oder 
Werkleistungen erheblichen Umfanges aus- 
führen läßt. 


§ 3 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Land Berlin. 


§ 4 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Im allgemeinen 

1. Durch Beschluß des Bundestages in seiner 
Sitzung vom 11. September 1952 wurde die 
Bundesregierung ersucht, ein Gesetz zur Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit vorzulegen, in 
dem auch dem Auftraggeber die Vergebung 
von Aufträgen an Schwarzarbeiter untersagt 
werden soll. 

Damit hat der Bundestag eindeutig zum 
Ausdruck gebracht, daß die Schwarzarbeit in 
ihrem jetzigen Umfange eine staats-, wirt- 
schafts- und sozialpolitische Gefahr darstellt, 
der mit wirksameren Mitteln als bisher ent- 
gegengetreten werden muß. Er hat sich fer- 
ner die Auffassung zu eigen gemacht, die in 
immer stärkerer Form aus den Kreisen der 
gewerblichen Wirtschaft geltend gemacht 
wird, daß die bisherigen Maßnahmen zu kei- 
nem befriedigenden Ergebnis geführt haben. 

2. Das Bundesministerium für Arbeit hat in 
seinem Bericht vom 25. April 1951 (II a 3 — 
90/51 — 2003.13) an den Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages (Bundestagsdruck^ 
Sache 2221 der 1. Wahlperiode) bereits auf 
die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkun- 
gen der Schwarzarbeit hingewiesen und da- 
bei zum Ausdruck gebracht, daß Schwarz- 
arbeit zu erhöhter xA^rbeitslosigkelt In vielen 
Berufszweigen beiträgt, durch Lohn- und 
Preisunterbietung gewerbliche, insbesondere 
handwerklldie Betriebe gefährdet, zur Schädi- 
gung des Auftraggebers durch minderwertige 
Leistungen und zur unsachgemäßen Verwen- 
dung von Rohmaterialien führt. Es hat fer- 
ner dargelegt, daß Schwarzarbeit das Steuer- 
aufkommen und das Beitragsaufkommen der 
Sozial- und Arbeitslosenversicherung beein- 
trächtigt. 

In einem Erlaß des Herrn Bundesministers 
für Arbeit an die Herren Arbeitsminister der 
Länder vom 25. Juli 1951 (II a 3 — 113/51 
— 2003.13) wurde ebenfalls mit Nachdruck 
auf die Beeinträchtigung der ohnehin ange- 
spannten Arbeitsmarktlage durch die Schwarz- 
arbeit hingewiesen und unter Darlegung der 
gleichen, in dem Schreiben an den Herrn Prä- 
sidenten des Deutschen Bundestages enthal- 
tenen Gründe zum verstärkten Abwehr- 
kampf gegen die Schwarzarbeit aufgefordert. 
Dabei wurde die Schaffung von Ausschüssen 
angeregt, in denen die örtlichen Behörden 
und auch die Wirtschaftsorganisationen ver- 


treten sein sollen. Erlasse ähnlichen Inhalts 
wurden In den darauf folgenden Monaten 
auch von einer Reihe Ressorts an die zustän- 
digen Länderministerien herausgegeben. 

Bei den Vorberatungen zu den Erlassen 
wurde von allen beteiligten Bundesressorts 
die Auffassung vertreten, daß auf allen ein- 
schlägigen Gebieten Im wesentlichen aus- 
reichende Rechtsvorschriften bestehen, um 
bei intensiver Handhabung eine wirksame 
Bekämpfung der Schwarzarbeit In ihren häu- 
figsten Erscheinungsformen zu gewährleisten. 
Aus dem als Anlage beigefügten Gesetzes- 
spiegel sind die wichtigsten, auch künftig 
neben diesem Spezialgeseiz weiter zu beach- 
tenden Bestimmungen, die für die ein- 
zelnen Fälle von Schwarzarbeit In Be- 
tracht kommen, und die dazugehörigen 
Strafvorschriften ersichtlich. Nach Errich- 
tung der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung hat 
diese in verstärktem Umfange Maßnahmen 
gegen die Schwarzarbeit ergriffen. Der Herr 
Präsident der Bundesanstalt erweiterte u. a. 
den Ermittlungsdienst bei den örtlichen Ar- 
beitsämtern. Zugleich wies er die Präsidenten 
der Landesarbeitsämter an, auf die wirk- 
samere Bekämpfung der Schwarzarbeit Ihr 
besonderes Augenmerk zu richten und, so- 
weit noch nicht gesdaehen, Sorge dafür zu 
tragen, daß Ausschüsse in den einzelnen Be- 
zirken eingerichtet werden. Gewisse Erfolge 
sind bereits zu verzeichnen. Sie sind In den 
Ländern je nach Beginn der einzelnen Maß- 
nahmen sehr unterschiedlich. Die vorliegen- 
den Berichte zeigen aber mit erschreckender 
Deutlichkeit, wie groß die Schäden sind, die 
allein durch unberechtigte Inanspruchnahme 
von Unterstützungsgeldern, also durch Be- 
trug, den Versicherungsträgern laufend ent- 
stehen und auf welche Schwierigkeiten es 
stößt, mit den geltenden Bestimmungen die- 
sen Mißstand zu beseitigen. 

3. Nach den bisherigen Beobachtungen und 
Erfahrungen besteht wohl kein Zweifel, daß 
die Nachteile, die der xA^rbeltslosenversiche- 
rung entstanden sind, nur den kleineren Teil 
der durch Schwarzarbeit verursachten Schä- 
den ausmachen. Der weitaus größere erwädist 
dadurch, daß Personen, die In einem festen 
Arbeitsverhältnis stehen, in ihrer Freizeit 
(abends, Samstag nachmittags und an Sonn- 
und Feiertagen) unter Umgehung der gesetz- 
lichen Bestimmungen Dienst- oder Werk- 
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leistungcn ausführen, oder daß Personen, die 
nicht in festem Arbeitsverhältnis stehen oder 
Arbeitslosenunterstützung beziehen, z. B. 
verheiratete ehemalige Friseusen, Schnei- 
derinnen, Putzmacherinnen, neben ihrer 
Fdausarbeit in mehr oder weniger großem 
Umfange Schwarzarbeit leisten. Diese Per- 
sonengruppen können vielfach nicht einmal 
die von Arbeitslosen oft vorgebrachte Ent- 
schuldigung für sich in Anspruch nehmen, 
daß sie aus einer gewissen Notlage heraus 
gezwungen sind, ihre wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse durch zusätzliche Arbeit zu ver- 
bessern. Nach den beim Zentralverband des 
Deutschen Handwerks fortlaufend eingegan- 
genen Berichten ist die Zahl der Schwarz- 
arbeiter in verschiedenen Berufsgruppen und 
an manchen Orten kaum geringer als die der 
selbständigen Betriebe. Die selbständigen Be- 
triebe sind infolgedessen durch steigende Auf- 
tragsverluste vielfach gezwungen, Arbeits- 
kräfte zu entlassen. Der Zentralverband des 
Deutschen Handw'^erks vertritt die Auffas- 
sung, daß allein auf dem handwerklichen 
Sektor 100 000 bis 150 000 Arbeitskräfte 
mehr beschäftigt werden könnten, falls es ge- 
länge, durch geeignete gesetzliche Maßnahmen 
zu einer wirkungsvollen Ausschaltung der 
Schwarzarbeit zu kommen. Infolgedessen 
stehen für diesen Entwurf arbeitsmarktpoli- 
tische Gründe mit im Vordergrund der Über- 
legungen. 

Durch die Schwarzarbeit wird ferner die 
Steuerkraft der selbständigen Betriebe der- 
artig gemindert, daß dadurch dem Staate 
nicht unerheblidie Steuerausfälle entstehen. 
Die Schwarzarbeit selbst ist steuerlich kaum 
zu erfassen und der Schwarzarbeiter, der im 
Gegensatz zum Selbständigen weder Steuern 
nodi Beiträge für eine Berufsorganisation ab- 
führt, tritt dadurch ständig in einen unlau- 
teren Wettbewerb zu den selbständigen Be- 
triebsinhabern. Wirtschafts- und steuerpoll- 
tische Gründe zwingen daher ebenfalls zu ge- 
setzlichen Maßnahmen. 

Die aufgezeigten Wirkungen der Schwarz- 
arbeit hemmen mithin fortgesetzt den Auf- 
bau und den Gesundungsprozeß des Wirt- 
schaftskörpers und zerstören dessen organi- 
sches Gefüge. Sie führen zu Unlust und Un- 
zufriedenheit weiter Kreise und sind dadurch 
geeignet, auf die Dauer politische Unruhe- 
herde zu schaffen. 

4. Bei der Ausführung von Schwarzarbeit 
spielt neben dem Schwarzarbeiter der Auf- 
traggeber selbst eine maßgebliche Rolle. Er 
ist der meist wirtschaftlich Stärkere, der die 


Not des wirtschaftlich Schwächeren häufig 
aus Eigennutz und gewinnsüchtigen Motiven 
mißbraucht. Diesem Umstand hat der Bun- 
destag in seinem Beschluß vom 11. Septem- 
ber 1952 dadurch Rechnung getragen, daß er 
die Vergebung von Aufträgen an Schwarz- 
arbeiter untersagt wissen will. Die bisherigen 
gesetzliclaen Bestimmungen ermöglichen es In 
vielen Fällen, den Auftraggeber nach den 
strafrechtlichen Grundsätzen über die An- 
stiftung zur Verantwortung zu ziehen. Hier- 
von ist aber in der Vergangenheit sehr wenig 
Gebrauch gemacht worden. Zudem stand das 
Strafmaß, meist geringe Geldstrafen, in kei- 
nem Verhältnis zu dem durch die Schwarz- 
arbeit angerichteten Schaden oder zu dem 
erzielten Gewinn des Auftraggebers. Vielfach 
wurden anhängig gemachte Verfahren wegen 
Geringfügigkeit eingestellt. 

Nach diesen Erfahrungen ist es notwendig, 
für die Vergebung von Dienst- oder Werk- 
leistungen an Schwarzarbeiter einen selbstän- 
digen Straftatbestand zu schaffen, um da- 
durch zu erreichen, daß auch den Auftrag- 
geber die volle Strenge des Gesetzes trifft. 
Auf diese Weise dürfte gewährleistet sein, daß 
die Handlungsweise des Auftraggebers in der 
Rechtsprechung als mindestens ebenso ver- 
werflidi beurteilt wird wie das Verhalten 
des Schwarzarbeiters. 

Sollte sich im Laufe der Zeit ergeben, daß 
besondere Mißstände auf dem Gebiete der 
Schwarzarbeit nicht mehr bestehen, so soll 
der Frage der Aufhebung des Gesetzes näher- 
getreten werden. 

II. 

Im einzelnen 

Zu § 1 

Die Vorschrift bedroht den Schwarzarbeiter, 
wenn sein Verhalten bestimmte erschwe- 
rende Voraussetzungen erfüllt, mit Ver- 
gehensstrafe. Ihr liegt die Erkenntnis zu- 
grunde, daß nicht jede Verrichtung von 
Dienst- oder Werkleistungen unter Ver- 
letzung der geltenden Melde- oder Zulas- 
sungsvorschrirten einen so schwerwiegenden 
Unrechtsgehalt hat, daß eine diskriminie- 
rende Strafandrohung gerechtfertigt erscheint. 
Es war vielmehr unerläßlich, den Tatbestand 
so zu fassen, daß ein für die Allgemeinheit 
minder schädliches oder unter gewissen Vor- 
aussetzungen sogar wünschenswertes Verhal- 
ten nicht erfaßt werden kann. Durch die Ein- 
führung erschwerender Merkmale In den 
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Tatbestand wurde erreicht, daß Falle der 
Gemeinschafts- oder Nachbarschaftshilfe atis- 
scheiden und Schwarzarbeit in geringem Um- 
fange oder aus Not nach den bisher gelten- 
den Vorschriften behandelt werden können, 
während die Vergehensstrafe nur denjenigen 
trifft, der die verbotenen Dienst- oder Werk- 
leistungen aus gewinnsüchtigen Motiven und 
in erheblichem Umfange ausführt. Bei der 
Auslegung der Begriffe Gewinnsudit kann 
die Rechtsprechung an die' im Bereich des 
Strafgesetzbuches bereits bekannten ent- 
sprechenden Begriffe anknüpfen, so daß sie 
sich insoweit auf gesichertem Boden befindet. 
Ob die vom Täter ausgeführten Dienst- oder 
Werkleistungen erheblichen Umfang haben, 
ist unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalles nach objektivem Maßstab zu 
beurteilen, bei dessen Ermittlung vor allem 
die Frage eine Rolle spielen dürfte, ob die 
Arbeitskraft des Täters für eine nicht zu 
kurze Zelt voll, überwiegend oder in laufen- 
der Folge eingesetzt worden ist. 

Die Dienst- oder Werkleistungen müssen 
außerdem unter vorsätzlichem Verstoß gegen 
die Vorschriften des § 176 Abs. 1 Nr. 2 und 5 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung oder der §§ 14 und 
55 der Gewerbeordnung oder gegen § 1 der 
Handwerksordnung durchgeführt worden 
sein. Durch diese Bezugnahme werden vor 
allem solche Dienst- oder Werkleistungen 
erfaßt, die von einem Arbeitslosen ohne die 
erforderliche Meldung oder in einem nicht 
angemeldeten Gewerbebetriebe oder Wan- 
dergewerbe ausgeführt werden. 

Bei den Schwarzarbeitern werden die Vor- 
aussetzungen des vorliegenden Vergehens- 
tatbcstandes häufig nicht erfüllt sein, weil der 
Täter Dienst- oder Werkleistungen nicht in 
erheblichem Umfange durchgeführt hat oder 
weil es ihm an dem Motiv der Gewinnsucht 
gefehlt hat. In diesen Fällen sind die bisher 
geltenden, aus dem beigefügten Gesetzes- 
spiegel ersichtlichen Strafbestimmungen wei- 
ter anzuwenden. Ist jedoch der Vergehenstat- 
bestand in vollem Umfange verwirklicht, so 
geht er als die speziellere Vorschrift den zu- 
grunde liegenden Melde-, Zulassungs- und 
Eintragungsvorschriften (Gesetzeskonkur- 
renz) vor. 

Zu § 2 Abs. 1 

Die Vorschrift behandelt, wie sich aus ihrer 
Überschrift ergibt, die Strafbarkeit des Auf- 
traggebers. Ohne sie wäre das Verhalten des 
Auftraggebers unter dem Gesichtspunkt der 


Teilnahme (Anstiftung oder Beihilfe) zu be- 
urteilen und straflos, soweit es nicht über die 
notwendige Teilnahme hinausgegangen ist. 
Dies erscheint jedoch deshalb nidit gerecht- 
fertigt, weil das Verhalten des Auftraggebers 
häufig in höherem Maße verwerflich ist als 
das des Schwarzarbeiters. Die Schaffung eines 
besonderen Tatbestandes für den Auftrag- 
geber war deshalb unerläßlich. Auch hier 
mußte, wie bei dem Tatbestand des § 1, 
sichergestellt werden, daß nur erheblich so- 
zialschädliches Verhalten erfaßt wird. Es 
wurde deshalb auch bei dem Auftraggeber 
ein gewinnsüchtiges Motiv gefordert. Im 
übrigen muß es jedoch genügen, wenn die in 
Auftrag gegebenen Dienst- oder Werk- 
leistungen erheblichen Umfang haben und 
von einer oder mehreren Personen ausgeführt 
werden, die solche Dienst- oder Werk- 
leistungen gegen Entgelt unter Verstoß ge- 
gen die im § 1 Nr. 1, 2 oder 3 genannten 
Vorschriften ausführen. Es ist nicht erforder- 
lich, daß auch der Schwarzarbeiter aus Ge- 
winnsudit handelt, denn es sind durchaus 
Fälle denkbar, daß der Schwarzarbeiter aus 
Not oder sonst weniger verwerflichen Moti- 
ven die Tat begeht, während der Auftrag- 
geber gerade die wirtschaftlich ungünstige 
Lage des Schwarzarbeiters aus gewinnsüch- 
tigen Motiven ausnutzt. Umgekehrt kann der 
x\uftraggeber weder aus § 2 noch als An- 
stifter oder Gehilfe nach § 1 bestraft werden, 
wenn das gewinnsüchtige Motiv nicht bei 
ihm, sondern nur bei dem Schwarzarbeiter 
Vorgelegen hat und seine Handlung nicht 
über die notwendige Teilnahme hinausge- 
gangen ist. 

Zu § 2 Abs, 2 

Eine Bestrafung nach § 2 Abs. 2 erscheint ge- 
boten, weil auch die Dienst- oder Werk- 
leistungen, die ohne Erfüllung der Melde- 
pflicht nadi den §§ 317 und 521 Abs. 1 aus- 
geführt werden, als Schwarzarbeit anzusehen 
sind. Die Bestrafung des Arbeitnehmers in 
diesen Fällen als Täter ist nicht erforderlich 
und auch nicht möglich, da die Meldepflicht 
allein den Arbeitgeber trifft. 

Zu § 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu § 4 

Um eine ausreichende Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über den Inhalt des neuen Ge- 
setzes zu ermöglichen, soll es erst einen 
Monat nach der Verkündung in Kraft treten. 
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Übersicht über Gesetze und Verordnungen, 
gegen die bei Schwarzarbeit verstoßen wird 


Erscheinungsformen 
der Schwarzarbeit 

a) Tätigkeit gewerblicher 
oder handwerklicher Art 
unter Umgehung der 
Vorschriften über die 
Gewerbeausübung. 


Zu beachtende Vorsdiriften 

§ 14 Abs. 1 GewO: 
Verpflichtung zur Anmel- 
dung eines stehenden Ge- 
werbebetriebes. 


^ 1 Handwerksordnung 
(HWO): 

Voraussetzung zum Betrieb 
eines Handwerks Eintragung 
in Elandwerksrolle. 

§§ 8, 80, 90 Güterkraftver- 
kehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952: 
Güterfernverkehr und Gü- 
terliniennahverkehr geneh- 
migungspflichtig, allgemei- 
ner Güternahverkehr er- 
laubnispflichtig. 

§§ 21, 22, 84, 90 GüKG: 
Verbindlichkeit der Tarife. 


§ 2 Personenbeförderungs- 
gesetz (PBefG): 
Linienmäßige Beförderung 
von Personen im Straßen- 
verkehr (Linienverkehr, Ge- 
legenheitsverkehr) genehmi- 
gungspflichtig. 

§ 17 PBefG i. V. mit Ver- 
ordnung PR 45/52 vom 
16. Juni 1952 (Bundesanzei- 
ger Nr. 118): 

Festpreise im Straßenbahn- 
und Linienverkehr mit Land- 
fahrzeugen. 


Strafbestimmungen 

§ 148 Abs. 1 Nr. 3 GewO: 
Bei Nichtanmeldung Geld- 
strafe bis zu 150,- DM oder 
bis 4 Wochen Haft. 

§ 15 Abs. 2 GewO: 
PolizeilicheVerhinderung der 
Fortsetzung eines nicht ge- 
nehmigten Betriebes. 

§ 111 Abs. 1 Nr. 1 HWO 


§ 99 GüKG: 


Bei Zuwiderhandlungen 
Geldbuße bis zu 10 000 DM. 


§ 98 GüKG: 

Bei Abweichung von den 
verbindlichen Tarifen ist 
eine Zuwiderhandlung Im 
Sinne des § 18 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes gegeben. 

§ 40 PBefG: 

Bei Zuwiderhandlungen 
Geldstrafe oder Gefängnis 
bis zu 3 Monaten. Daneben 
kann auf Einziehung der be- 
nutzten Fahrzeuge erkannt 
Vierden. 

§ 52 Verordnung PR 45/52: 


Abweichungen von den ver- 
bindlichen Tarifen sind Zu- 
widerhandlungen im Sinne 
des Wirtschaftsstrafgesetzes. 
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Erscheinungsformen 
der Schwarzarbeit 

b) Tätigkeit handwerklicher 
oder gewerblicher Art 
unter Verletzung der 
Bestimmungen über Ent- 
richtung von Steuern, 
Versicherungsbeiträgen 
usw. 

1. zum Schaden des 
Steueraufkommens 


2. mit den Merkmalen 
der Schädigung 

aa) der Sozialver- 
sicherungsträger 


bb) der Arbeitslosen- 
versicherung 


Zu beachtende Vorschriften 


§ 2 EStG: Einkommen- 
steuerpflicht 

§ 1 UStG: Umsatzsteuer- 
pflicht 

§ 2 GewStG: Gewerbesteuer- 
pflicht 

§ 38 EStG: Verpflichtung 
des Arbeitgebers zur Ein- 
behaltung und Abführung 
der Lohnsteuer 


§§ 317, 521 Abs. 1 RVO: 
Verpflichtung zur Anmel- 
dung bei der Krankenkasse 


Krankenordnung der Kran- 
kenkasse: Tätigkeit während 
des Krankengeldbezuges 

§ 1426 RVO: 

Verpflichtung des Arbeit- 
gebers zur Entrichtung der 
Invalidenversicherungsbei- 
träge 

§ 537 RVO: 

Anmeldepflicht bei der Be- 
rufsgenossenschaft 

§ 750 RVO: 

Abgabe des Lohnnachweises 


§ 176 AVA VG: 
Verpflichtung für Arbeits- 
losenuntersttüzungsempfän- 
ger zur Anzeige entlohnter 
oder selbständiger Arbeit 


Strafbestimmungen 


§ 396 Abs. 1 AO: 
Steuerhinterziehung — Ge- 
fängnis, daneben Geldstrafe 
§ 402 Abs. 1 AO: 
Steuergefährdung — Geld- 
strafe bis zu 100 000 DM 


§§ 530 Abs. 1, 531 RVO: 
Unterlassung der Anmel- 
dung oder der Benachrichti- 
gung — Ordnungsstrafe in 
Geld, Zahlung bis zum zwei- 
fachen Betrag der rückstän- 
digen Beiträge 

§ 529 Abs. 1 RVO: 
Verstöße gegen Kranken- 
ordnung — Strafe bis zum 
dreifachen Betrag des täg- 
lichen Krankengeldes 

§ 1488 RVO: 

Ordnungsstrafe in Geld und 
bis zum Zweifachen der 
rückständigen Beiträge 

§ 909 RVO: 

Ordnungsstrafe 

§ 908 RVO: 

Bei Abgabe unrichtigen 
Lohnnachweises Ordnungs- 
strafe 

§ 259 Abs. 1 AVAVG: 
Ordnungsstrafe bis zu 
100 DM 
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Erscheinungsformen 
der Schwarzarbeit 


Zu beachtende Vorschriften 


Strafbestimmungen 


§ 170 Abs. 2 AVAVG: § 259 a AVAVG: 

Pflicht des Arbeitgebers zur Vorsätzliche Falschausstel- 

Ausstellung einer Arbeits- lung — Geldstrafe oder Ge- 

bescheinigung auf Verlangen fängnis bis zu drei Monaten, 

bei Fahrlässigkeit Geldstrafe 

§ 171 AVAVG: § 260 a AVAVG: 

Auskunftspflicht durch Pri- Vorsätzliche falsche Ertei- 

vatpersonen der Auskunft — Geld- 

strafe oder Gefängnis bis zu 
drei Monaten, bei Fahrlässig- 
keit Geldstrafe 

cc) der öffentlichen § 27 Abs. 1 RFV: § 27 Abs. 3 RFV: 

Fürsorge Auskunftspflicht der Arbeit- Auskunftsverweigerung — 

geber Ordnungsstrafe bis zu 

150 DM 


dd) bei Mißbrauch der 
Mittel der Sozial- 
und Arbeitslosen- 
versicherung so- 
wie der öffent- 
lichen Fürsorge 
(auch Arbeitslo- 
senfürsorgeunter- 
stützung!) 


Gegebenenfalls StGB, insbe- 
sondere Betrug und Beihilfe 
dazu 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


l.In § 1 Abs. 1 

sind die Worte „sechs Monate" durch die 
Worte „drei Monate“ zu ersetzen. 

Begründung 

Der Strafrahmen der angedrohten Gefäng- 
nisstrafe ist zu weit. Es genügt die An- 
drohung einer Gefängnisstrafe bis zu drei 
Monaten. 

2. In § 2 Abs. 1 

sind die Worte „Gefängnis bis zu sechs 
Monaten und“ sowie die Worte „oder mit 
einer dieser Strafen“ zu streichen. 

Begründung 

Bei dem Auftraggeber von Schwarzarbeit 
ist von einer Strafandrohung mit Freiheits- 
strafen abzusehen. Da der Tat des Auftrag- 


gebers nur vermögensrechtliche Interessen 
zugrunde liegen, genügt die Androhung 
mit einer Geldstrafe, die bis zu 10 000 DM 
festgesetzt werden kann. Dazu kommt, daß 
der Nachweis des Tatbestandsmerkmals 
der Gewinnsucht und der Nachweis des 
Vorsatzes in der Praxis der Gerichte mei- 
stens erheblichen Schwierigkeiten begegnen 
wird. 


3. § 2 Abs. 2 

ist am Anfang wie folgt zu fassen: 

„(2) Ebenso wird bestraft, wer aus Ge- 
winnsucht unter Verstoß . 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß 
die Gewinnsucht sidi auf alle Tatbestands- 
merkmale des § 2 Abs. 1 erstrecken muß. 


9 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag, im § 1 Abs. 1 die Worte 
„sechs Monate“ durch die Worte „drei Mo- 
nate“ zu ersetzen, wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Eine Herabsetzung des Strafmaßes von sedis 
auf drei Monate Gefängnis würde der Ziel- 
setzung des Entwurfs nicht gerecht werden. 
Der Gesetzentwurf ist bewußt nur auf die 
schweren Fälle der Schwarzarbeit abgestellt, 
die ein schweres wirtschaftschädliches Verhal- 
ten darstellen. Mit Rücksicht auf den Un- 
rechtsgehalt solcher Verstöße ist eine Ge- 
fängnisstrafe von sechs Monaten durchaus zu 
rechtfertigen. Eine Herabsetzung des Straf- 
maßes würde die mit dem Gesetz beabsich- 
tigte Wirkung in Frage stellen. 

Zu 2. 

Dem Vorschlag, im § 2 Abs. 1 die Worte 
„Gefängnis bis zu sechs Monaten“ und „oder 
mit einer dieser Strafen'' zu streichen, wird 
ebenfalls nicht zugestimmt. 

Begründung 

Eine differenzierte Bestrafung des Auftrag- 
gebers und des Schwarzarbeiters ist nicht 


möglich. Es wäre aus sozialen und rechtspo- 
litischen Gründen nicht zu verantworten, 
wenn der wirtschaftlich meist stärkere Auf- 
traggeber vom Gesetz günstiger behandelt 
würde als der wirtschaftlich schwächere 
Schwarzarbeiter. Der Fortfall der Freiheits- 
strafe für 'den Auftraggeber würde der Ge- 
samtkonzeption des Entwurfs und dem 
Grundsatz der gleichmäßigen Behandlung 
von Schwarzarbeitern und Auftraggebern 
widersprechen. 

Zu 3. 

Dem Vorschlag, den § 2 Abs. 2 am Anfang 
wie folgt zu fassen: 

„(2) Ebenso wird bestraft, wer aus Gewinn- 
sucht unter Verstoß ..." 

wird zugestimmt. 

Begründung 

Die vom Bundesrat gewählte Formulierung, 
die die Gewinnsucht vor den anderen Tat- 
bestandsmerkmalen aufführt, stellt klarer 
heraus, daß die Gewinnsucht sich auf alle 
Tatbestandsmerkmale d'Cs § 2 Abs. 2 er- 
strecken muß. 
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